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Das Mandat des
Bundestags

für Afghanistan
Nach dem Afghanistan-Man-

dat des Bundestags vom 28. Sep-
tember 2005 kann die Bundes-
wehr im ganzen Land eingesetzt
werden. Der Bundestag hatte der
von der damaligen rot-grünen
Bundesregierung beantragten
Ausweitung des Einsatzgebietes
in großer Eintracht zugestimmt.
Damit sollte auch Deutschland in
die Lage versetzt werden, inner-
halb der Internationalen Schutz-
truppe (Isaf) unter dem Dach der
Nato spontan und flexibel ande-
ren Nationen in anderen Regio-
nen im Fall von Ausschreitungen
helfen zu können.

In dem Mandat heißt es: „Deut-
sche Streitkräfte werden in den
Isaf-Regionen Kabul und Nord
eingesetzt. Darüber hinaus kön-
nen sie in der Isaf-Region West
sowie im Zuge der weiteren Isaf-
Ausdehnung in anderen Regio-
nen für zeitlich und im Umfang
begrenzte Unterstützungsmaß-
nahmen eingesetzt werden, so-
fern diese Unterstützungsmaß-
nahmen zur Erfüllung des ISAF-
Gesamtauftrags unabweisbar
sind.“

Damit hat das Isaf-Kommando
weitgehend freie Hand. Das deut-
sche Mandat schreibt keine er-
neute Anhörung des Parlaments
vor, sollten solche Unterstüt-
zungsmaßnahmen nötig werden.
Isaf-Kommandeur David Ri-
chards hat bereits erklärt, er habe
die Freiheit, die 18 000 Isaf-Sol-
daten dort einzusetzen, wo es
militärisch Sinn macht. Dazu
hätten sich die Truppensteller
bereiterklärt. (dpa)

Ein Bundeswehrsoldat der Isaf-Truppe mit afghanischen Soldaten im Lager in Kundus in Afghanistan. Die Bundeswehr könnte
nach Überlegungen der Internationalen Schutztruppe Isaf schon demnächst im unruhigen Süden Afghanistans eingesetzt wer-
den. Deutsche Soldaten könnten dort auch in die Kämpfe mit den Taliban-Rebellen verwickelt werden. (Foto: dpa)

Reform nach 30 Jahren
dringend notwendig

Seit 1976 Mitbestimmung der Arbeitnehmer
Von Peter Hahne, Berlin

Für einen 30. Geburtstag ist
die Gästeliste bemerkenswert
prominent besetzt: Die Gewerk-
schaftsbosse Michael Sommer
und Jürgen Peters haben sich
ebenso angekündigt wie Bun-
deskanzlerin Angela Merkel.
Sie alle wollen heute auf Einla-
dung des DGB und der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-
Stiftung in Berlin einem Jubilar
gratulieren, der zuletzt wieder
stark unter Beschuss geraten ist.

Seit nunmehr 30 Jahren dür-
fen in Deutschland Arbeitneh-
mer im Aufsichtsrat großer Ka-
pitalgesellschaften ab 2000 Be-
schäftigten über die Geschicke
ihres Unternehmens mitent-
scheiden. 1976
passierte das
Mitbestim-
mungsgesetz
mit großer
Mehrheit den
Bundestag.
Doch während
die Arbeitgeber-
verbände heute
im Zuge der
Europäisierung
und der Globali-
sierung der
Wirtschaft die
Chance auf ein Aufweichen der
Mitbestimmung wittern, drän-
gen die Gewerkschaften auf ei-
ne Ausdehnung. Ihre Hoffnung:
Nur mit einem stärkeren Ge-
wicht der Arbeitnehmer im
Aufsichtsrat großer Kapitalge-
sellschaften lässt sich künftig
vielleicht besser verhindern,
dass Konzerne wie die Allianz
oder die Deutsche Bank trotz
Rekordgewinnen tausende Ar-
beitnehmer entlassen.

Denn die paritätische Mitbe-
stimmung in den heute rund
750 Kapitalgesellschaften ist in
Wahrheit gar keine − die Eigen-
tümerseite hat durch die dop-
pelte Stimme des Vorsitzenden
im Streitfall immer das letzte
Wort. Wenn es hart auf hart
kommt, können die Arbeitneh-
mer Weg weisende unterneh-
merische Entscheidungen gar
nicht verhindern − zumindest
dann nicht, wenn die Eigentü-
merseite geschlossen dagegen
stimmt. Dennoch ist die Hans-
Böckler-Stiftung in Feierlaune.
Begangen werden sollen heute
laut Einladung „drei Jahrzehnte
erfolgreiche Praxis der Mitbe-
stimmung“ und „mehr Demo-
kratie in der Wirtschaft“.

Für die Gewerkschaften ist
die Mitbestimmung in den Kon-
trollgremien neben der in den
Betrieben ein Garant des sozia-

len Friedens − und auch ein
wichtiger Grund dafür, warum
Deutschland nach Japan die
wenigsten Streiktage der Indus-
trieländer hat. Ex-BDI-Präsi-
dent Michael Rogowski hinge-
gen sprach vor einigen Jahren
von einem „Fehler der Ge-
schichte“, der korrigiert wer-
den müsse. Und auch heute sä-
hen es die meisten Manager
wohl lieber, würde die Parität
wenigstens in eine Drittelbetei-
ligung der Arbeitnehmer zu-
sammengestaucht. Einig sind
sich die Kontrahenten nur über
eins: Der Jubilar bedarf nach
30 Jahren fast unveränderten
Daseins dringend einer Reform
an Haupt und Gliedern.

Wie diese auszusehen hat,
darüber gehen
die Meinungen
weit auseinan-
der. Kurz vor
dem Ende seiner
Kanzlerzeit hat-
te darum Ger-
hard Schröder
(SPD) eine Kom-
mission zur Re-
form der Mitbe-
stimmung ein-
gesetzt. Unter
Leitung des frü-
heren sächsi-

schen Ministerpräsidenten
Kurt Biedenkopf (CDU) arbei-
ten Gewerkschafter und Wirt-
schaftsvertreter seit Anfang des
Jahres an einem Reformvor-
schlag für die Parlamentarier,
der nach Möglichkeit einmütig
ausfallen soll. Doch wie? Spä-
testens Ende des Jahres soll ein
Konzept vorliegen, doch schon
jetzt ist zu hören, dass eine Eini-
gung kaum möglich scheint:
Die Gewerkschaften wollen
mehr, die Arbeitgeberverbände
weniger Arbeitnehmervertreter
im Aufsichtsrat sehen. Die Ar-
beitgeber wollen die Kontroll-
gremien verkleinern, die Ge-
werkschaften an der heutigen
Größe von 12 bis 20 Personen-
festhalten. Die Arbeitnehmer
wollen den Wechsel früherer
Vorstandschefs in den Auf-
sichtsrat erschweren, die Ar-
beitgeber hingegen unterneh-
mensfremde Gewerkschafter
aus den Aufsichtsräten fernhal-
ten. Es wird also schwierig wer-
den für das Geburtstagskind.

SPD und Union haben das
kontroverse Thema aus ihrem
Koalitionsvertrag ausgeklam-
mert. Doch für die Mitbestim-
mung gilt das gleiche wie für
Gesundheit, Arbeitmarkt oder
Atomkraft: Irgendwann muss
der Gesetzgeber eine Entschei-
dung fällen.

Kurt Biedenkopf
Leistung und Solidarität

Prof. Dr. Michael Opielka von der FH Jena erläutert das Althaus-Modell zum Bürgergeld
Entspricht das Bürgergeld-

Konzept von Dieter Althaus Ih-
rer Vorstellung eines Grund-
einkommens?

Auch wenn ich persönlich ein
anderes Modell befürworte, halte
ich den Vorschlag für sehr über-
zeugend. Vor allem freut mich
das Vertrauen des Ministerpräsi-
denten in die Menschen. Es ist
richtig, einen Einkommens-
anspruch zu etablieren, der von
der Teilhabe am Arbeitsmarkt
unabhängig ist.

War es nicht überraschend,
dass ein solcher Vorschlag aus
der Union kommt?

Auf den ersten Blick schon.
Doch die Katholische Arbeit-
nehmer Bewegung und die Ka-
tholische Jugend befürworten
schon länger ein Grundeinkom-
men. Bislang prägten allerdings
Ignoranz und Ängstlichkeit die
Haltung der politischen Eliten.

Warum die barsche Ab-
lehnung aus Reihen der SPD?

Es ist die Hoffnung, aus Geg-
nerschaft Gewinn zu ziehen.
Christoph Matschie, den ich sehr
schätze, ist mit derartigen politi-
schen Pubertäten schlecht bera-
ten. Die Verknüpfung von Sozial-
leistungen und Erwerbstätigkeit
gilt in der SPD leider noch immer
als Ideal. Aber diese Erwerbs-
arbeitszentrierung funktioniert
nur bei Vollbeschäftigung.

Die SPD sieht aber auch Ge-
rechtigkeitsdefizite.

Sie versucht, mit halben Wahr-
heiten, ein interessantes Modell
zu denunzieren. Wenn es heißt,
die unteren Einkommen zahlen
doppelt so viel Steuer wie Gut-
verdiener, wird schlicht mit fal-
schen Zahlen operiert. Denn die
Bezieher von Einkommen bis zu
1600 Euro bekommen ja immer
etwas hinzu.

Aber funktioniert ein System
ohne Bedürftigkeitsprüfung?

Heute müssen rund sieben
Millionen Empfänger von Sozial-
geldern ihre Arbeitswilligkeit
dokumentieren. Doch der Ver-
such, würdige und unwürdige
Arme zu unterscheiden, scheitert
meist. Wer Leistungen missbrau-
chen will, kommt auch durch.

Ja, denn moderne wissen-
schaftliche Erkenntnisse zeigen,
dass positive Anreize wirkungs-
voller sind als negative. Das Alt-
haus-Modell schafft die Basis für
eine Wettbewerbs-Gesellschaft,
in der niemand fürchten muss, in
Armut abzugleiten. Es verbindet
Leistung und Solidarität.

Wird so auch ein Trend zur
Selbstständigkeit ausgelöst?

Das Bürgergeld wird die Be-
reitschaft, kalkulierte Risiken auf
sich zu nehmen, erhöhen. Es geht
ja um eine Kulturveränderung:
Deutschland braucht viel mehr
Selbstständige. Der Mut dazu
muss unterstützt werden.

Ist auch mit einem höheren
Jobangebot zu rechnen?

Die Arbeitgeber werden durch
das Bürgergeld erheblich ent-
lastet. Da Einkommensarten wie
Zinsen stärker zur Finanzierung
herangezogen werden, können
die Lohnkosten sinken, es wird
mehr Stellen geben. Und auch
prekäre Arbeitsverhältnisse wie
Leiharbeit verlieren ihre Brisanz.
Arbeitslosigkeit wird zu einem
Durchgangsphänomen, denn die
Betroffenen kommen schneller
wieder heraus.

Sind dann feste Löhne, ge-
regelte Arbeitszeiten und lang-
fristige Anstellungen passé?

Nein, sie wird es in vielen Be-
rufsfeldern weiter geben. Es
bleibt eine Aufgabe der Gewerk-
schaften, solche Bedingungen
durchzusetzen. Außerdem wer-
den schon heute ungeregelte Ar-
beitsverhältnisse zumindest als
Überbrückung akzeptiert.

Müssen auch die Unter-
nehmen attraktiver werden?

Sie werden verstärkt darauf

achten müssen, dass die Mit-
arbeiter nicht aus Not bei ihnen
bleiben. Die Motivation wird ei-
ne größere Rolle spielen. Darauf
setzen erfolgreiche Unternehmen
bereits jetzt.

Wie wirkt ein Bürgergeld auf
Sparquote und Kaufkraft?

Wir wollen ja, dass die Leute
sparen und für ihr Alter vor-
sorgen. Es wird sogar mehr An-
reize für eine private Vorsorge ge-
ben. Das Entscheidende ist aber,
dass insbesondere das untere
Drittel der Bevölkerung mehr
Geld zur Verfügung hat. Es kann
zusätzlich ausgegeben werden
und stabilisiert die Konjunktur.

Was haben die Familien von
einem Bürgergeld?

Hartz IV schafft Anreize, sich
zu trennen, das Bürgergeld, sich
zusammenzuschließen. Und das
macht aus vieler Hinsicht Sinn.
Revolutionär ist, dass sich das
Kindergeld verdoppelt. Im Ver-
bund mit Betreuungsangeboten
und familienfreundlichen Ar-
beitsplätzen lässt sich so dem Ge-
burtenrückgang entgegenwirken.

Stärkt das Bürgergeld gemein-
nützige Aktivitäten?

Es ist eine pauschale Anerken-
nung von Leistungsmöglich-
keiten. Alle Bürger werden ge-
wissermaßen zu Beamten. Diese
bekommen ja keinen Lohn für ih-
re Arbeit, sondern eine Vergü-
tung, die ihnen ihre Tätigkeit er-
möglichen soll.

Führt das Bürgergeld zu
Gleichmacherei?

Ein gewisses Maß an Gleich-
macherei entspricht der Demo-
kratie: Vor dem Gesetz sind alle
gleich. Zudem wird ja nicht das
gesamte verfügbare Haushalts-
einkommen verteilt, sondern et-
wa die Hälfte. Der Rest wird un-
gleich bleiben.

Was geschieht mit den über-
flüssigen Beamten?

Im Sozialapparat sind ja meist
keine Beamten, sondern An-
gestellte tätig. Aber wer etwas
macht, das nicht mehr gebraucht
wird, muss etwas anderes tun. Es
gibt beispielsweise im Bildungs-
oder Gesundheitsbereich genug
Bedarf. Gespräch: Oliver Will

Prof. Dr. Michael Opielka, Sozi-
alpolitiker an der Fachhochschu-
le (FH) Jena begutachtet das
Bürgergeld-Modell von Althaus

Lässt sich ein Einkommen oh-
ne Leistung mit unseren Werten
vereinbaren?

Es gibt in der Bundesrepublik
bereits seit 1961 ein Recht auf So-
zialhilfe. Das Grundrecht auf
Existenzsicherung ist in vielen
Verfassungen und der Deklara-
tion der Menschenrechte ver-
ankert. Daher passt die Idee
schon zu unseren Werten. Die
Frage ist, wie viel Misstrauen wir
gegenüber den Menschen hegen.

Droht nicht die Selbstverwirk-
lichung im Müßiggang?

Die droht immer. Aber schon
heute hat ein Drittel der Langzeit-
arbeitslosen gravierende psycho-
soziale Probleme, die nicht mit
Zwang zu lösen sind. Neben dem
Bürgergeld sind natürlich weiter-
hin beratende und helfende
Dienstleistungen nötig. Denn
völlige Gerechtigkeit gibt es nie.
Die Sozialpolitik hat jedoch die
Aufgabe, die Bedingungen für
Glück zu verbessern.

Steigert ein Bürgergeld die
Motivation der Arbeitnehmer?

Das solidarische Bürgergeld nach Althaus
� Alle deutschen Staatsbürger ab dem
18. Lebensjahr erhalten das Bürgergeld.
� Es beträgt 800 Euro monatlich, wenn das
zusätzliche Einkommen mit 50 Prozent
versteuert wird; 400 Euro, wenn optional
nur 25 Prozent Einkommenssteuer gezahlt
werden.
� Eltern erhalten für ihre Kinder unter
18 Jahren ein Bürgergeld von 500 Euro.

� Jeder Bürger muss bei einer gewählten
Kasse eine Kranken- und Pflegeversiche-
rung für 200 Euro im Monat abschließen.
� Arbeitslosen- und Rentenversicherung
entfallen, Arbeitgeber zahlen eine Lohn-
summensteuer von zehn Prozent.
� Die Lohnnebenkosten sinken so für Ar-
beitgeber um elf Prozent, für Arbeit-
nehmer um 21 Prozent.

Regierung kennt
angeblich

Isaf-Bestreben
Problem um Einsatz
in Südafghanistan

Berlin (dpa). Die bevorstehen-
de Verlängerung des Afghanis-
tan-Mandates der Bundeswehr
könnte Regierung und Bundestag
angesichts eines möglichen Ein-
satzes von Soldaten auch im un-
ruhigen Süden in Bedrängnis
bringen. Spitzenpolitiker der Ko-
alition wandten sich gestern wie-
der gegen eine Truppenverle-
gung vom Norden in den Süden.

Nach Angaben des Grünen-Po-
litikers Winfried Nachtwei ist die
Bundesregierung bereits seit Juli
über das Bestreben der Isaf in Ka-
bul informiert, deutsche Kräfte
dauerhaft in den Süden Afgha-
nistans zu verlagern.

Das sei Verteidigungsminister
Franz Josef Jung (CDU) im Juli bei
einem Besuch in Afghanistan
mitgeteilt worden, sagte Nacht-
wei gestern. Er hatte Jung auf der
Reise begleitet und kritisiert des-
sen Anweisung, Politikern und
Journalisten nun im August und
September ein Besuchsverbot bei
der Truppe in Afghanistan zu er-
teilen. Eine für übernächste Wo-
che geplante Reise der Obleute
der Fraktionen sei deswegen ab-
gesagt worden. Das sei besonders
bemerkenswert, da das Afghanis-
tan-Mandat des Bundestags am
13. Oktober ausläuft und vom
Parlament vermutlich Ende Sep-
tember verlängert werden soll.
„Wir brauchen grundsätzlich die
Kenntnisnahme vor Ort.“

Der Grünen-Politiker räumte
ein, dass der Bundestag vor ei-
nem Jahr zu Zeiten der rot-grü-
nen Koalition das Einsatzgebiet
der Bundeswehr auf das ganze
Land ausgedehnt hat. Damals sei
aber klar gewesen, dass es nicht
um Kampfeinheiten, sondern
nur Transport, Sanität und Logis-
tik gehen solle. Allerdings stehe
dies tatsächlich nicht so konkret
in dem Mandat. Um Missver-
ständnisse zu verhindern, müsse
das Mandat möglicherweise nun
entsprechend präzisiert werden.

Indes sprach sich SPD-Frak-
tionschef Peter Struck strikt ge-
gen jede Ausweitung der Bun-
deswehreinsätze in Afghanistan
aus. Das bisherige deutsche Man-
dat für die Isaf solle unverändert
verlängert werden, sagte der frü-
here Verteidigungsminister und
betonte: „Wir haben die Verant-
wortung für den Norden Afgha-
nistans übernommen. Und dabei
soll es bleiben.“ Er sagte, das gel-
tende Mandat schließe grund-
sätzlich den Einsatz von Boden-
truppen außerhalb des Nordens
aus. Nur in Ausnahmefällen dür-
fe in anderen Landesteilen von
deutscher Seite kurzfristig Unter-
stützung gegeben werden.

DGB-Chef Michael Sommer (rechts) mit Hessens Ministerpräsi-
dent Roland Koch (CDU) auf einer Gewerkschaftsveranstaltung
in Frankfurt am Main. (Foto: dpa)

Ende einer Ära: Deutschlands dienstältester Rathaus-Chef tritt ab
In Hannover bekommt „Schmalle“, der seit jeher als bürgernah gilt, auch von politischen Gegnern Anerkennung

Von Monika Wendel, dpa

Hannover. Ein kurzer Ab-
schied wäre ihm fast am liebs-
ten. Doch bei einem Mann, der
wie kein anderer gleich zwei
Superlative auf sich vereint, ist
daran nicht zu denken. Schmal-
stieg (63) ist Deutschlands
dienstältester Oberbürgermeis-
ter. Der Sozialdemokrat lenkt
seit fast 35 Jahren die Geschicke
der Stadt Hannover, die für die
Computermesse Cebit und das
weltgrößte Schützenfest be-
kannt ist. 1972 war er mit
28 Jahren bundesweit der
jüngste Oberbürgermeister.

Nun geht eine Ära zu Ende:
Bei der Kommunalwahl am
10. September überlässt
Schmalstieg, der sich interna-
tional einen Ruf als engagierter
Friedenspolitiker erworben hat,
anderen Kandidaten das Feld.

ich nicht viele Funktionen auch
außerhalb des Amtes inne ge-
habt hätte.“ Der Rathaus-Chef,
für den als Alternative ein Pos-
ten als Sparkassen-Vorstand in
Frage gekommen wäre, war un-
ter anderem Präsident des Deut-
schen Städtetages.

Für die Zeit des „Ruhe-
stands“ hat Schmalstieg bereits
zahlreiche Anfragen auf dem
Tisch − für Vorträge, Auslands-
aufenthalte und Berater-Tätig-
keiten. Aus der Kommunalpoli-
tik in Hannover, wo auch Ex-
Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der (SPD) zu Hause ist, will er
sich künftig ganz heraushalten.
Dort bekommt „Schmalle“, der
seit jeher als bürgernah gilt,
auch von politischen Gegnern
Anerkennung. Sie wissen, dass
er in der Stadt an der Leine bei-
nahe einem lebenden Denkmal
gleichkommt.

„In Hannover steht er auf ei-
nem Sockel“, meint CDU-Bür-
germeisterkandidat Dirk Toepf-
fer. Auch Ministerpräsident
Christian Wulff (CDU) sagt mit
großem Respekt: „Herbert
Schmalstieg genießt in seiner
Heimatstadt einen Bekannt-
heitsgrad, von dem andere Poli-
tiker nur träumen können.“
Viele Großereignisse seien mit
seinem Namen verbunden, da-
runter die Weltausstellung Ex-
po 2000 in Hannover.

Dieses − wenngleich nicht
unumstrittene − Projekt ist es
auch, das Schmalstieg als sei-
nen „größten Erfolg“ bezeich-
net. „Ohne die Weltausstellung
hätte sich Hannover nicht so
entwickelt“, schwärmt er und
meint das Verkehrsnetz, den
Tourismus und das aus seiner
Sicht gewachsene Selbstbe-
wusstsein der Bürger. Dennoch

war die Expo 2000 wegen des
schleppenden Beginns mit ei-
nem Verlust von etwa 1,1 Milli-
arden Euro zu Ende gegangen.
Statt der erwarteten 40 Millio-
nen Besucher waren rund
18 Millionen gekommen.

Der 63-Jährige ist auch in vie-
len europäischen Ländern, in
den USA und in Japan bekannt.
Als Stadtoberhaupt Hannovers
mit einer reichen Jazz-Szene
wurde er zum Ehrenbürger von
New Orleans ernannt. Aber
auch in den Partnerstädten Hi-
roshima und Posen trägt er die-
sen Titel. Unermüdlich ist vor
allem sein Einsatz für Frieden,
Völkerverständigung und die
Wahrung der Menschenrechte.
Dabei bleibt für Schmalstieg ein
Ausspruch des früheren SPD-
Bundeskanzlers Willy Brandt
aktuell: „Wer miteinander re-
det, schießt nicht.“

Herbert Schmalstieg mit seiner Amtskette vor dem Rathaus in
Hannover. (Foto: dpa)

„Ich kann hinkommen auf
der Welt, wo ich will, überall
habe ich Freunde“, sagt
Schmalstieg. Die Liste seiner
Ehrenbürger-Würden, Aus-

zeichnungen und Verbandsäm-
ter ist lang − ob in Europa,
Asien oder anderswo. „Ich hät-
te es nicht 35 Jahre als Oberbür-
germeister ausgehalten, wenn


